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Kurz kommentiert

Agrarpolitik

Interessenausgleich erforderlich

Lange Jahre war die Demonstrationsbereitschaft in der 
deutschen Landwirtschaft sehr überschaubar: Gab es in 
den 1960er Jahren noch vehemente Proteste sogar gegen 
akademisch verortete Empfehlungen zur Agrarpolitik (man 
denke an das „Professorengutachten“ 1962, in dem eine 
Senkung der politisch fi xierten Agrarpreise mit fl ankieren-
den Maßnahmen vorgeschlagen wurde), führten die tiefgrei-
fenden Reformen der Agrarpolitik, die mit den Namen der 
EU-Agrarkommissare MacSharry und Fischler verbunden 
sind, kaum dazu, dass Landwirte für die breite Öffentlich-
keit sichtbar demonstriert haben. Nun hat sich diese Lage 
wieder verändert. Erste Anzeichen für eine gestiegene De-
monstrationsbereitschaft der Landwirte waren bei der In-
ternationalen Grünen Woche in den vergangenen Jahren zu 
beobachten, bei der quasi als Gegenpol zu den „Wir haben 
es satt“-Demonstrationen aus dem Spektrum der Nicht-Re-
gierungsorganisationen die „Wir machen Euch satt“-Initiati-
ve regelmäßig auch in den Medien beachtet wird. Hier fi ndet 
sich schon ein deutlicher Unterschied zu Bauerndemonstra-
tionen der Vergangenheit: Nicht mehr das Agrarpreisniveau 
oder die Einkommensstützung im Allgemeinen stehen im 
Fokus der Demonstrierenden, vielmehr soll informiert und 
gesellschaftliche Anerkennung vor allem für die Nahrungs-
mittelerzeugung der Landwirtschaft erreicht werden.

Im Jahr 2019 hat diese Entwicklung weiter an Dynamik ge-
wonnen. Vor allem jenseits der klassischen Lobbyorgani-
sationen hat sich mit „Land schafft Verbindung“ eine Initi-
ative etabliert, die weitgehend über soziale Medien selbst 
organisiert ist und sich als Graswurzelbewegung sieht. Der 
wichtigste Auslöser war die Verschärfung der Düngever-
ordnung, die von vielen Landwirten als massive Einschrän-
kung ihrer unternehmerischen Freiheit wahrgenommen 
wurde. Den Beteiligten ging es aber nicht ausschließlich 
um die Düngeverordnung: die deutschen Landwirte, die 
heute gerade noch für 0,7% des Bruttoinlandsprodukts 
stehen, fühlen sich mit aus ihrer Sicht ungerechtfertigten 
gesellschaftlichen Erwartungen vor allem im Bereich Um-
weltschutz und Tierwohl konfrontiert. Schwerpunkt der 
Aktivitäten war daher stärker als zuvor das Streben nach 
gesellschaftlicher Anerkennung. Daraus entwickelten sich 
deutlich sichtbare Demonstrationen, bei denen viele Land-
wirte mobilisiert wurden, sodass die Traktoren in Groß-
städten dann auch teils den Verkehr lahmlegten. Daraufhin 
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wurde ein erster Bauerngipfel Anfang Dezember 2019 im 
Bundeskanzleramt anberaumt, in der die Landwirtschaft 
sehr breit vertreten war (Medien berichteten von über 40 
Verbänden). Hier wurde von Bundeskanzlerin Merkel und 
Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner zugesichert, 
die gesellschaftlichen Leistungen der Landwirtschaft stär-
ker zu betonen und im Dialog zu bleiben.

Diese kaum greifbaren Ergebnisse haben wenig überra-
schend nicht zu einer Beruhigung der Situation geführt. 
Nach landesweit fortgesetzten Demonstrationen hat der 
Koalitionsausschuss am 30. Januar 2020 die von Markus 
Söder als „Bauernmilliarde“ titulierte Unterstützung be-
schlossen, die vor allem die Anpassung an die Dünger-
verordnung erleichtern soll. Die Reaktion der traditionellen 
Lobbyorganisationen war – vorhersehbar – positiv; nicht so 
die Reaktion der Graswurzelbewegung. Hier war von dem 
Versuch einer Ruhigstellung der Landwirte die Rede, und 
es wurde betont, dass gerade nicht die Forderung nach er-
höhten Subventionen, sondern das Schaffen von verläss-
lichen Rahmenbedingungen und gesellschaftlicher Aner-
kennung im Mittelpunkt stehen sollten. Der die Agrarpoli-
tik in den letzten Jahrzehnten so häufi g prägende Ansatz, 
dass notwendige Reformen mit Mitteln des Steuerzahlers 
„erkauft“ werden, um so die Versäumnisse der Vergangen-
heit zu übertünchen, scheint diesmal nicht aufzugehen.

Es scheint geboten, dass die Agrarpolitik eine stärker mo-
derierende Position einnimmt. Der Brückenschlag zwi-
schen einer Bevölkerung, die kaum persönliche Einblicke 
in die Wirtschaftsweise von Landwirten hat, und den Bau-
ern, die sich häufi g durch die jenseits der Nahrungsmittel-
produktion positionierten gesellschaftlichen Erwartungen 
überfordert sieht, macht eine Agrarpolitik erforderlich, die 
sich nicht einer bestimmten Klientel, sondern stärker dem 
Interessenausgleich verpfl ichtet fühlt. Dieser Spagat ist ge-
wiss nicht einfach und wird durch die heterogene Interes-
senlage auf der Ebene der europäischen Agrarpolitik noch 
schwieriger. Hier sollte die deutsche Agrarpolitik aber um-
so deutlicher dafür eintreten, dass der erhebliche Finanz-
aufwand, der im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
der EU betrieben wird, endlich zielgerichtet für den ge-
sellschaftlich gewünschten Umbau und für  angemessene 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen der Landwirtschaft 
verwendet wird. Das EU-Agrarbudget von gut 55 Mrd. Eu-
ro (2018) zu fast drei Vierteln auf Direktzahlungen zu ver-
wenden, die ursächlich immer noch auf die Absenkung von 
Garantiepreisen für Agrarprodukte in den 1990er Jahren 
zurückgehen und zu großen Teilen zu einer Steigerung der 
Pachtpreise führen, kann kein sinnvoller Ansatz für eine zu-
künftige Agrarpolitik sein.
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